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Nr. 6

Flur 14

Flur 10

A

B

F/
R

F/
RBG

BG

MU
0,8

II

WA

G R

F/R

Maß der baulichen Nutzung

Verkehrsflächen

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Grünflächen

Grünflächen  -  öffentlich  -

Wasserflächen

Fuß- und Radweg
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung: 

Art der baulichen Nutzung

PLANZEICHENERKLÄRUNG

Gewässerrand-, Räum- und Unterhaltungsstreifen (5,0 m)

II

Grundflächenzahl

Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Einzel- und Doppelhäuser zulässig

Baugrenze

Geschossflächenzahl

kurzfristiger Stellplatz für Müllbehälter

Flächen für Versorgungsanlagen, für die 
Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung
sowie für Ablagerungen

Zweckbestimmung: Regenwasserrückhaltebecken

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, den
Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses

Wasserflächen und Flächen für die
Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz
und die Regelungen des Wasserabflusses

nur Einzelhäuser zulässig

Hausgruppen zulässig

Urbane Gebiete

Allgemeine Wohngebiete
(siehe Planungsrechtliche Festsetzungen Nr. 1.1, 1.4 und 4.)

H

Zweckbestimmung: Spielplatz

Zweckbestimmung: Parkanlage

offene Bauweise

abweichende Bauweise - zulässig sind Gebäude bis 25 m Länge 
(Abstände nach § 5ff NBauO; s. Planungsrl. Festsetzung Nr. 3.1)

BG Straßenbegleitgrün
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung: 

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

(siehe Planungsrechtliche Festsetzungen Nr. 1.2 - 1.4 und 4.)

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und

zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und

A

B

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft  - öffentlich -

Schutz, Erhalt und Entwicklung eines vorhandenen Feuchtbiotops

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung oder Abgrenzung des 
Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes

Grenze unterschiedlicher Lärmpegelbereiche
(siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 5.1)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des 

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
angrenzender Bebauungspläne

Umgrenzung der Flächen für Vorkehrungen zum 
Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen

Passiver Lärmschutz, Lärmpegelbereiche II bis V
(siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 5.1)

Verkehrslärm-Isophone; Beurteilungspegel Lr ≥ 45 dB(A) nachts
(siehe Textliche Festsetzung Nr. 5.2)

Bebauungsplanes

Sichtwinkel (siehe Nachrichtliche Übernahme Nr. 3)

(siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 7.1)

Anlage eines naturnahen Regenwasserrückhaltebeckens mit CEF-
Maßnahme für den Stieglitz und Lebensraumoptimierung für den 

PLS II

Bluthänfling (siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 7.2)

und Sträuchern  -  privat  -
Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen 

VERFAHRENSVERMERKE 
Präambel 

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.12.2025 (BGBl. 2025, Nr. 
348)., und des § 84 Abs. 3 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. 2012, 
S. 46), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.06.2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 52), sowie der §§ 
10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 
2010, S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29.01.2025 (Nds. GVBl. 2025, Nr. 3), hat der 
Rat der Stadt Bad Bentheim diesen Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen 
Festsetzungen sowie den örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung als Satzung beschlossen. 

Bad Bentheim, den .................... ............................. 
 Bürgermeister 

Aufstellungsbeschluss 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Bad Bentheim hat am  15.07.2020  die Aufstellung des Bebauungsplanes 
gem. § 1 Abs. 3 BauGB beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde gem. § 2 Abs. 1 BauGB am  
.......................  ortsüblich bekannt gemacht. Die Unterrichtung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB ist in 
Form einer Anhörung (nach ortsüblicher Bekanntmachung am  .......................  ) am  .......................  erfolgt. 

Bad Bentheim, den .................... ............................. 
 Bürgermeister  

Internet Veröffentlichung 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Bad Bentheim hat am  05.11.2025  den Entwurf des Bebauungsplanes 
und die Begründung sowie die Veröffentlichung gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie die Einholung der 
Stellungnahmen gem. § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen. Die Internetadresse und die Dauer der Veröffentlichung 
und die weiteren Angaben nach § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB wurden am  11.11.2025  ortsüblich bekannt gemacht. 
Der Entwurf des Bebauungsplanes und der Entwurf der Begründung wurden vom  18.11.2025  bis einschließlich  
16.12.2025  gem. § 3 Abs. 2 BauGB im Internet veröffentlicht. 

Bad Bentheim, den .................... ............................. 
 Bürgermeister 

Erneute Internet Veröffentlichung 
Der Rat der Stadt Bad Bentheim hat am  ....................  gem. § 4a Abs. 3 dem geänderten Entwurf des 
Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt und die erneute Veröffentlichung im Internet gem. § 4a Abs. 
3 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB sowie die erneute Einholung der Stellungnahmen gem. § 4a Abs. 3 i.V.m. § 4 Abs. 2 
BauGB beschlossen. Die Internetadresse und die Dauer der erneuten Veröffentlichung wurden am  ....................  
ortsüblich bekannt gemacht. Der Entwurf des Bebauungsplanes und der Entwurf der Begründung wurden vom  
....................  bis einschließlich  ....................  gem. § 4a Abs. 3 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB erneut im Internet 
veröffentlicht. 

Bad Bentheim, den .................... ............................. 
 Bürgermeister 

Satzungsbeschluss 
Der Rat der Stadt Bad Bentheim hat den Bebauungsplan - mit baugestalterischen Festsetzungen - nach Prüfung 
der Anregungen (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB) am  .......................  als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die 
Begründung beschlossen. 

Bad Bentheim, den .................... ............................. 
 Bürgermeister 

In Kraft Treten 
Der Beschluss des Bebauungsplanes ist gem. § 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB am  ....................  ortsüblich in den 
„Grafschafter Nachrichten“ bekannt gemacht worden. Der Bebauungsplan ist damit gem. § 10 Abs. 3 Satz 4 
BauGB am  ....................  in Kraft getreten. 

Bad Bentheim, den .................... ............................. 
 Bürgermeister 

Mängel der Abwägung 
Innerhalb eines Jahres nach in Kraft Treten des Bebauungsplanes ist die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften bzw. sind Mängel des Abwägungsvorganges (Beachtlichkeit gem. §§ 214 und 215 BauGB) 
beim Zustandekommen des Bebauungsplanes nicht geltend gemacht worden. 

Bad Bentheim, den .................... ............................. 
 Bürgermeister 

Planverfasser 
Der Bebauungsplan wurde ausgearbeitet vom   
 
 
 
 
Osnabrück, den 27.05.2025, 15.10.2025, 30.10.2025,  
 07.04.2026 

 

(L.S.) 

(L.S.) 

(L.S.) 

(L.S.) 

R E C H T S G R U N D L A G E N – alle in der derzeit gültigen Fassung 
Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.12.2025 (BGBl. 2025, Nr. 348).   
7 

Baunutzungsverordnung - BauNVO - in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I, 
S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023, Nr. 176).    
 

Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV 90 - vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I, S. 58),  
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. 2025, Nr. 189).   
 

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz - NKomVG - vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 2010, S. 576), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29.01.2025 (Nds. GVBl. 2025, Nr. 3).   
 

Niedersächsische Bauordnung - NBauO - vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. 2012, S. 46),   
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.06. 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 52).   
 

7. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  

7.1 Auf der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft „A“ 
ist das vorhandene Kleingewässer zu erhalten und zusammen mit den randlichen Grünflächen zu einer na-
turnahen Grünfläche mit standortheimischen Gehölzbeständen und artenreichem Scherrasen zu entwickeln. 
Die Fläche ist vor erheblichen Beeinträchtigungen zu schützen. In den Uferbereichen des Kleingewässers 
sollten die randlichen Gehölzstrukturen deutlich reduziert werden. Die nicht mit Gehölzen bestandenen Frei-
flächen um das Gewässer sind als naturnahe Krautsäume oder artenreiche Scherrasen zu entwickeln. 
Düngung der Maßnahmenfläche und Pestizideinsatz sind nicht zulässig.  

 

7.2 In der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft „B“ 
wurde bereits ein naturnahes Regenwasserrückhaltebecken (RRB) angelegt. Die Fläche dient zudem als 
naturnahes Element für den Biotopverbund. In den Randbereichen der Maßnahmenfläche soll zudem eine 
CEF-Maßnahme für den Stieglitz durchgeführt werden. Hierzu sind mindestens 30 heimische Sträucher 
(Qualität mind. zweimal verschulte Sträucher oder Containerware, Abstände untereinander ca. 1,0 - 2,0 m) 
auf der Maßnahmenfläche in Gehölzgruppen zu je zwei bis fünf Stück anzupflanzen und die restlichen Frei-
flächen mit standortspezifischem Regiosaatgut anzusäen.  
Die Krautfluren der Maßnahmenfläche sind maximal zweimal im Jahr zu mähen. Dabei sind mind. 20 % der 
Krautfluren als Altgrasstreifen ohne Mahd zu belassen, so dass immer ein gutes Nahrungsangebot für die 
Art besteht. Düngung der Maßnahmenfläche und Pestizideinsatz sind nicht zulässig.  
Auch die Brutvogelart Bluthänfling profitiert von den obigen Maßnahmen und es ist davon auszugehen, dass 
er hier ebenfalls künftig gut geeignete Habitatbedingungen vorfinden wird.  

 

7.3 Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände sind notwendige Fällungen / Rodungen von 
Gehölzen oder Hecken auf die gesetzlich zulässigen Zeiten (01.10. - 28.02.) zu beschränken. Sind Maß-
nahmen außerhalb dieses Zeitraumes unumgänglich, ist eine Abstimmung mit der UNB zwingend erforder-
lich. Vorhandene Bäume ab einem Brusthöhendurchmesser von 30 cm, die vom Eingriff betroffen sind, sind 
vor dem Abtrieb auf Höhlen und Spalten (mögliche Bruthabitate / Quartiere für Vögel und Fledermäuse) zu 
überprüfen. Die UNB ist über das Ergebnis entsprechender Überprüfungen zu informieren. Ggf. notwendige 
artenschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen (z. B. Anbringung von Nistkästen oder Fledermauskäs-
ten) sind mit der UNB abzustimmen.· 

 Die sonstige Baufeldräumung (Abschieben von vegetationsbedecktem Oberboden, Beseitigung von Gehöl-
zen und sonstiger Vegetationsstrukturen) ist nach Abschluss der Brutsaison, vor Beginn der neuen Brutsai-
son der Vögel und außerhalb der Wanderungszeiten von Amphibien (also zwischen dem 01.10. und 31. 01.) 
durchzuführen. Sollte das Abschieben von freiem- und vegetationsbedecktem Oberboden, Beseitigen von 
Gehölzen und sonstiger Vegetationsstrukturen außerhalb der genannten Zeiträume erforderlich sein, sind 
unmittelbar vor dem Eingriff diese Bereiche / Strukturen durch eine fachkundige Person auf ein Vorkommen 
von besetzten Fortpflanzungs- und Ruhestätten europarechtlich geschützter Arten (insbes. Vögel, Fleder-
mäuse und Amphibien) oder hinsichtlich möglicher Gefährdung sonstiger wandernder Amphibienarten zu 
überprüfen. Von der Bauzeitenbeschränkung kann abgesehen werden, wenn durch die Überprüfung der 
fachkundigen Person festgestellt wird, dass keine Beeinträchtigungen europarechtlich geschützter Arten 
durch die Baufeldräumung zu befürchten sind. Beim Feststellen von aktuell besetzten Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten ist die Untere Naturschutzbehörde zu benachrichtigen und das weitere Vorgehen abzustim-
men.  

 Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen etwaiger Amphibienpopulationen sind ergänzend Amphibien-
schutzzäune zwischen dem Regenwasserrückhaltebecken und dem Baustellenbereich zu errichten. Diese 
Zäune sind vor Beginn der Bauarbeiten fachgerecht zu installieren und während der gesamten Bauphase in 
funktionsfähigem Zustand zu halten. Durch eine gezielte Öffnung des Amphibienschutzzaunes in östlicher 
Richtung ist sicherzustellen, dass wandernde Amphibien ihre Wanderbewegungen ungehindert fortsetzen 
können. 

 

7,.4 Aus Gründen des Fledermaus- und Insektenschutzes soll die Beleuchtung des Plangebietes, insbesondere
der Straßenseitenräume, sparsam und nach den neuesten Standards erfolgen. Zu empfehlen ist die Ver-
wendung von Natriumdampf-Niederdrucklampen (NA) oder LED-Lampen mit einem abgeschirmten, be-
grenzten, zum Boden gerichteten Lichtkegel. Kugellampen sollen nicht verwendet werden. Geeignet sind 
Lampen mit einem Spektralbereich von 570 – 630 nm. Sollten Leuchtstoffröhren verwendet werden, sind 
Röhren mit dem Farbton „warmwhite“ zu verwenden. Darüber hinaus sollten eher mehrere, schwächere, 
niedrig angebrachte als wenige, starke Lichtquellen auf hohen Masten installiert werden. 

 

7.5 Vermeidung von Vogelschlag an Glasflächen 
Glaskonstruktionen, die von Vögeln als Flugkorridore wahrgenommen werden können und dadurch Vogel-
schlag verursachen (z.B. gläserne Verbindungsgänge, „über-Eck"-Fenster, Windschutzwände, Glaspavil-
lons) sind zu vermeiden. Wo dies baulich nicht von vornherein vermieden werden kann, sind die Glasschei-
ben mit für Menschen unsichtbaren UV-Markierungen („Vogelschutzglas”) zu versehen oder mit sichtbaren 
Markierungen auszustatten, die den Empfehlungen der Schweizer Vogelwarte Sempach zur Vermeidung 
von Vogelschlag an Glasflächen folgen (Schweizer Vogelwarte / Schmid, H., Doppler, W., Heynen, D. & 
Rössler, M. (2012): Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht. 2. überarbeitete Auflage. Sempbach).  

 

5. Schadlose Ableitung des Oberflächenwassers: Innerhalb des Plangebiets ist eine Versicke-
rung des Oberflächenwassers nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik (insbes. 
DWA-Regelwerk, Arbeitsblatt A 138) nicht möglich. Das anfallende Oberflächenwasser soll 
daher in ein im Plangebiet bereits bestehendes Regenwasserrückhaltebecken (RRB) einge-
leitet und von hier aus gedrosselt in den Vorfluter eingeleitet werden. Das bereits vorhande-
ne RRB ist mit den aktuellen Abmessungen nicht mehr ausreichend dimensioniert, um das 
anfallende Oberflächenwasser mit der geplanten Einstauhöhe und Einleitung in das Gewäs-
ser aufzufangen. Durch die geplante konstruktive Aufweitung und eine Anpassung der 
Einstauhöhe um 10 cm hat das RRB wieder eine ausreichende Dimension. Die wasserrecht-
lichen Bestimmungen (WHG, NWG) sollen dabei grundsätzlich beachtet werden. Details 
sind der Wasserwirtschaftlichen Vorplanung (Ing.-Büro Lindschulte, 28.02.2025) zu entneh-
men. Diese ist Anlage des Umweltberichts. 

 

6. Kampfmittel: Bereits im Jahr 2016 wurde für einen Teilbereich des vorliegenden Plangebie-
tes eine Luftbildauswertung durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) durchgeführt. 
Dabei wurde seitens des KBD festgestellt, dass die Luftbilder keine Bombardierung inner-
halb des Untersuchungsbereichs zeigen und dass daher gegen die geplante bauliche Nut-
zung in Bezug auf Bomben keine Bedenken bestehen.  
Angesichts dieser Ergebnisse geht die Stadt davon aus, dass innerhalb des Plangebietes 
keine Kampfmittelgefährdung vorliegt und dass diesbezüglich keine weitergehenden Unter-
suchungen im Rahmen des vorliegenden Bauleitplanverfahrens erforderlich sind.  
Die Kampfmittelfreiheit kann jedoch nicht gewährleistet werden. Daher sollte grundsätzlich 
die Durchführung aller bodeneingreifenden Bauarbeiten mit der gebotenen Vorsicht erfolgen, 
da ein Kampfmittelvorkommen nicht völlig ausgeschlossen werden kann. Grundsätzlich sind 
Bauherren und bauausführende Firmen verantwortlich für Gefährdungen durch Kampfmittel 
bei Baumaßnahmen. Bei einem Verdacht auf Kampfmittel müssen sie die notwendigen 
Maßnahmen veranlassen. Sofern der Verdacht auf Kampfmittel aufkommt, ist die Arbeit so-
fort einzustellen und die Gefahrenabwehrbehörde (Stadt) zu benachrichtigen. 

 

7. Brandschutzbelange: Zur Gewährleistung eines ausreichenden Brandschutzes sind die Be-
stimmungen des Arbeitsblattes W 405 (Ausgabe 02/2008) der Techn. Regeln des Deut-
schen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) einzuhalten.  

 

8. Schutz von Versorgungseinrichtungen: Innerhalb des Plangebietes bestehen mehrere erd-
verlegte Ver- und Entsorgungsleitungen; innerhalb der externen Ausgleichsfläche verläuft 
eine Gasfernleitung der Thyssengas GmbH. Bei Tiefbauarbeiten oder Bepflanzungen ist 
grundsätzlich auf vorhandene Versorgungsanlagen Rücksicht zu nehmen, damit Schäden 
und Unfälle vermieden werden. Im Bedarfsfall sind die jeweiligen Versorgungsträger zu 
beteiligen sowie um Anzeige der erdverlegten Versorgungseinrichtungen in der Örtlichkeit zu 
bitten.  

 

9. Vermeidung von Leitungsschäden bei Pflanzmaßnahmen: Bei Baum- und Strauchpflanzun-
gen im öffentlichen Bereich ist das DVGW-Regelwerk GW 125 (identisch mit DWA-M 162, 
FGSV-Nr. 939) „Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“, (Ausgabe 02/2013) 
einzuhalten. 

 

10. Vermessungstechnischer Lagefestpunkt: Innerhalb des Plangebietes liegt der Lage-
festpunkt 370912000. Der Festpunkt ist im B-Plan nachrichtlich gekennzeichnet. Eine Beein-
trächtigung des Lagefestpunktes durch Baumaßnahmen ist zu vermeiden. Geplante Bau-
maßnahmen im Nahbereich des Lagefestpunktes sind rechtzeitig vor Beginn mit dem Kata-
steramt Nordhorn abzustimmen.  

 

11. Schutz von Vegetationsflächen: Zur Sicherung von Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft ist grundsätzlich die DIN 18920 „Vegetations-
technik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflä-
chen bei Baumaßnahmen“ einzuhalten. (Diese DIN-Norm regelt den Schutz von Vegetation 
und Boden bei Baumaßnahmen. Von zentraler Bedeutung ist in diesem Zusammenhang die 
Errichtung von Schutzzäunen als Sicherung vor Befahren und Ablagerungen. Während der 
gesamten Bauphase ist hiernach u. a. der gesamte Kronentraufbereich zuzüglich 1,5 m ein-
zuzäunen.) 

 

12. Ortsüblichkeit temporärer landwirtschaftlicher Immissionen: Im weiteren Umfeld des Plange-
biets liegen teilweise landwirtschaftliche Nutzflächen, aus denen es zeitweise auch im Zuge 
der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung der Flächen zu Geruchs-, Staub- und Geräuschim-
missionen kommen kann. Diese sind als ortsüblich hinzunehmen. 

 

13. Empfehlung zur Anzahl der Einstellplätze je Wohneinheit: Es wird empfohlen, je Wohnein-
heit auf dem jeweiligen Baugrundstück mindestens 2 Einstellplätze einzurichten. 

 

14. Verfügbarkeit und Einsehbarkeit von fachtechnischen Regelwerken: DIN-Vorschriften, VDI-
Richtlinien, etc., auf die Festsetzungen des Bebauungsplans Bezug nehmen, werden bei der 
Stadt Bad Bentheim, Schloßstraße 2, 48455 Bad Bentheim, zur Einsicht bereitgehalten. 

 

15. Außerhalb des Plangebietes vorgesehene vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-
Maßnahmen): Für den Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten des Brutvogels Star 
werden vor Beginn der Baufeldfreimachung im Umkreis von 500 m um das Plangebiet zwei 
artspezifische Nisthilfen an geeigneten Bäumen der Flurstücke 715/6 und 716/2, Flur 10, 
Gemarkung Bad Bentheim angebracht. Die Nisthilfen werden dabei an geeigneten Bäumen 
angebracht, im direkten Umfeld von feuchtem Grünland, einer Obstwiese oder ähnlichen 
geeigneten Nahrungshabitaten. 
Für den Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten von zwei Paaren des Brutvogels Kie-
bitz werden vor Beginn der Baufeldfreimachung geeignete Habitate auf den Flurstücken 400, 
401, 402, 403, 404, 405, 406, 407/1, 410/1, 411/1, 412, 413, 417, 419/1, 421/1, 425 (tlw.), 
der Flur 11, Gemarkung Bad Bentheim gemäß dem Entwicklungskonzept des Umweltbe-
richtes bereitgestellt und hergerichtet. 

 

T E X T L I C H E    F E S T S E T Z U N G E N 

A Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB) 
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m § 1 Abs. 4, 5, 6 u. 9, §§ 4 u. 6a BauNVO) 

1.1 Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO 
 

Zulässig sind:  
1. Wohngebäude,  
2. die der Versorgung des Gebiets dienende Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende 

Handwerksbetriebe,  
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 

Die nach § 4 Abs. 3 Nr. 4 u. 5 BauNVO ansonsten ausnahmsweise zulässigen Nutzungen (Gartenbaube-
triebe und Tankstellen) werden nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 

 

1.2 Urbanes Gebiet (MU) gemäß § 6a BauNVO 
Zulässig sind:  
1. Wohngebäude,  
2. Geschäfts- und Bürogebäude, 
3. Schank- und Speisewirtschaften, 
4. Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
5. Einzelhandelsbetriebe (Einschränkungen siehe Ziffer 1.3),  
6. sonstige Gewerbebetriebe, 
5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 

Zwecke. 
 

Nicht zulässig sind: 
1. Vergnügungsstätten, 
2. Tankstellen.  

 

1.3 Im Urbanen Gebiet (MU) sind Einzelhandelsbetriebe mit den nachfolgend aufgeführten zentrenrelevanten 
Branchen und Sortimenten gemäß des Regionalen Einzelhandelskonzept (REHK) für den Landkreis 
Grafschaft Bentheim - Aktualisierung 2017 nicht zulässig: Arzneimittel, pharmazeutischer Bedarf; medi-
zinische und orthopädische Artikel, Sanitätsartikel; Augenoptik (inkl. Brillen, Kontaktlinsen, Pflegemittel); 
Akustische Erzeugnisse und Hörgeräte; Schreib- und Papierwaren, Schul- und Büroartikel; Bücher; 
Antiquariate; Damen- / Herren- / Kinderoberbekleidung und -wäsche (inkl. Miederwaren); Pelz- und Kürsch-
nerwaren; Gürtel, Hosenträger, Handschuhe, Krawatten, Schals, Tücher; Schuhe (ohne Sportschuhe); 
Lederwaren und Reisegepäck (inkl. Taschen, Koffer, Regenschirme, Geldbörsen); zoologischer Bedarf und 
lebende Tiere (inkl. Hygiene- und Pflegemittel; ohne Tiernahrung); keramische Erzeugnisse und Glaswaren 
(Glas, Porzellan, Keramik, inkl. Zimmerkeramik); Hausrat, Haushaltswaren und -artikel, Schneidwaren, 
Bestecke; Holz-, Kork-, Flecht- und Korbwaren; Spielwaren (inkl. Spiele, Bastelsätze für den Modellbau; 
ohne Videospielkonsolen); Sportartikel und -geräte (ohne Sportgroßgeräte); Sportbekleidung und -schuhe; 
Fahrräder, Fahrradteile und -zubehör (ohne Bekleidung und Schuhe); Campingartikel (ohne Campingmöbel, 
Bekleidung und Schuhe); Künstler- und Bastelbedarf; Musikinstrumente und Musikalien; Pokale, 
Vereinsbedarf; Wohneinrichtungsartikel (inkl. Kerzen, Aufbewahrungsutensilien, Spiegel); Teppiche 
(Einzelware), Brücken, Läufer; Bilder und Bilderrahmen, Kunstgegenstände / kunstgewerbliche 
Erzeugnisse; Antiquitäten und antike Teppiche; Heim- und Haushaltstextilien (inkl. Kurzwaren, Haus- und 
Tischwäsche / Bettwäsche, Schneidereibedarf, Handarbeitswaren, Stoffe, Dekorations- /Möbelstoffe, 
Meterwaren, Wolle); Bettwaren (ohne Bettwäsche); Vorhänge und Gardinen; elektrische Haushaltsgeräte 
(Kleingeräte); elektrische Haushaltsgeräte (Großgeräte; ohne Einbaugeräte); elektrische Haushaltsgeräte 
(Einbaugeräte); Lampen, Leuchten, Leuchtmittel; Datenverarbeitungsgeräte, periphere Geräte, Zubehör und 
Software; Telekommunikationsgeräte, Mobiltelefone und Zubehör; Geräte der Unterhaltungselektronik und 
Zubehör (inkl. Videospielkonsolen); bespielte Ton- und Bildträger; Foto- / Videokameras, Ferngläser, 
Mikroskope und Zubehör (ohne Augenoptik); Uhren und Schmuck; Sammlerbriefmarken, -münzen. 
Ausnahmsweise sind zentrenrelevante Non-Food-Artikel auf maximal 10 % der zulässigen Verkaufsfläche 
erlaubt. 
Ausgenommen sind auch Einzelhandels-Verkaufsstellen bis 100 m² Verkaufsraumfläche, wenn sie in 
unmittelbarem räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit Handwerksbetrieben und anderen 
produzierenden Gewerbebetrieben im Plangebiet stehen, der Hauptnutzung untergeordnet sowie eindeutig 
mit der Produktion, der Ver- und Bearbeitung von Gütern (einschließlich Reparatur und Serviceleistungen) 
des Hauptbetriebs verbunden sind („Annex-Handel“).  

 

1.4 Werbeanlagen für Fremdwerbung sind im WA und MU nicht zulässig (§ 1 Abs. 9 BauNVO).  
 
2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. den §§ 16 und 19 BauNVO)  

2.1 Die Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens darf, gemessen von Oberkante Mitte fertiger erschließender 
Straße bis Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden (OKFF EG), in der Mitte des Gebäudes an der Stra-
ßenseite 0,50 m nicht überschreiten.  

 

2.2 Die Traufenhöhe, gemessen von OKFF EG bis zum Schnittpunkt der Außenkante des aufgehenden Aus-
senmauerwerks mit der Dachhaut darf 6,50 m nicht überschreiten.  
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Die dieser Planunterlage zu Grunde liegenden Angaben des amtlichen Vermessungswesens sind nach 
§ 5 des Niedersächsischen Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen vom 12.12.2002, Nds. 
GVBl. 2003, S. 5, geschützt. Die Vervielfältigung ist nur für eigene, nichtgewerbliche Zwecke gestattet. 
Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeut-
samen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 03.07.2019). 
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. 
  
Die Übertragbarkeit neu zu bildender Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 
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2.3 Die Firsthöhe bzw. maximale Gebäudehöhe (höchster Punkt Oberkante Dachhaut) wird auf maximal 9,50 m 
über OKFF EG festgesetzt. Eine Überschreitung der maximal zulässigen Gebäudehöhe um maximal 2,0 m 
für technisch erforderliche, untergeordnete Bauteile (z.B. Schornsteine, technische Aufbauten für Aufzüge) 
ist ausnahmsweise zulässig. 

 

2.4 Die Grundflächenzahl darf gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie den baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, um bis zu 25 % überschritten werden, wenn folgende 
Voraussetzungen erfüllt werden:  
Stellplätze und Zufahrten sind ganzheitlich wasserdurchlässig zu befestigen, z. B. mit breitfugig verlegtem 
Pflaster oder Rasengittersteinen (mit mindestens 25 % Fugenanteil) oder Schotterrasen. Garagen gem. 
§ 12 BauNVO und Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO mit Flachdächern sowie bauliche Anlagen 
unterhalb der Geländeoberfläche sind dauerhaft flächendeckend zu begrünen. 

 
3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. §§ 22 u. 23 BauNVO) 

3.1 Abweichende Bauweise a25 (§ 22 BauNVO) 
Im WA 2 und MU 3 sind in der offenen Bauweise Einzelhäuser bis zu einer Länge von 25,0 m zulässig. Da-
bei sind die für eine offene Bauweise festgesetzten Grenzabstände gemäß Niedersächsischer Bauordnung 
(NBauO) einzuhalten.  

 

3.2 Mindestabstände zu Verkehrsflächen für bestimmte bauliche Anlagen in überbaubaren und nicht überbau-
baren Grundstücksflächen (§ 23 BauNVO) 
Garagen und Carports gem. § 12 BauNVO, Nebengebäude gem. § 14 BauNVO sowie bauliche Anlagen, 
die nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind, müssen zu öffentlichen Verkehrsflächen (auch 
Fuß- und Radwege) einen Mindestabstand von 5,0 m einhalten. 

 
4. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Ziffer 6 BauGB) 

4.1 Im WA 1 und MU 2 sind je Wohngebäude in Form von Einzelhäusern maximal 2 Wohnungen je Einzelhaus 
zulässig. Bei Wohngebäuden in Form von Doppelhäusern ist je Doppelhaushälfte maximal 1 Wohnung zu-
lässig. Im WA 3 ist zudem je Wohngebäude in einer Hausgruppe maximal 1 Wohnung zulässig. Im WA 2 
und MU 3 sind je Wohngebäude in Form von Einzelhäusern maximal 6 Wohnungen je Einzelhaus zulässig.  

 
5. Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Ziffer 24 BauGB) 

5.1 In den Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen (passiver Lärmschutz 
PLS ) müssen als Vorkehrungen gegen den Verkehrslärm von der Ochtruper Straße (K 9) bei Errichtung, 
Erweiterung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden in den nicht nur zum vorübergehenden Auf-
enthalt von Menschen vorgesehenen Räumen die Anforderungen an das resultierende Schall-Dämmmaß 
gemäß DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau) - wie folgt erfüllt werden:  
 

PLS  V ( = Lärmpegelbereich  V,  maßgeblicher Außenlärm [ 75 dB(A))  
PLS IV ( = Lärmpegelbereich  IV,  maßgeblicher Außenlärm [ 70 dB(A))  
PLS III ( = Lärmpegelbereich  III,   maßgeblicher Außenlärm [ 65 dB(A))  
PLS II  ( = Lärmpegelbereich  II,   maßgeblicher Außenlärm [ 60 dB(A))  
 

 

5.2 In den WA-Bereichen zwischen der K 9 und der gekennzeichneten Verkehrslärm-Isophone (Beurteilungs-
pegel nachts Lr > 45 dB(A)), sind für Fenster von Schlafräumen bzw. von zum Schlafen geeigneten Räu-
men schalldämmende Lüftungssysteme vorzusehen. Die schalldämmende Lüftung ist nicht erforderlich, 
wenn zusätzliche Fenster in den Bereichen vorgesehen sind, die keine Überschreitung der Orientierungs-
werte gemäß DIN 18005 – Schallschutz im Städtebau - aufweisen. 

 

5.3 Innerhalb der Überschreitungsbereiche der ersten Bauzeile entlang der Ochtruper Straße sind 
Außenwohnbereiche (Terrassen, Balkone, Loggien etc.) ohne schallabschirmende Maßnahmen nicht 
zulässig. Als schallabschirmende Maßnahme kann die Anordnung dieser Außenwohnbereiche auf den 
straßenlärmabgewandten Seiten der jeweils zugehörigen Gebäude oder die Anordnung von zusätzlichen 
Lärmschutzeinrichtungen im Nahbereich verstanden werden. Hierbei ist sicherzustellen, dass die Lärm-
schutzeinrichtungen eine Minderung um das Maß der Überschreitung des DIN 18005-Orientierungswertes 
von 60 dB(A) tags für Urbane Gebiete (MU) bewirken. 

 
6.  Bindungen für Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

6.1 Je angefangene 400 m² Baugrundstück ist auf dem jeweiligen Baugrundstück innerhalb eines Jahres nach 
Einzug mindestens ein hochstämmiger Laubbaum (darunter fallen auch Obstbäume) zu pflanzen.  

 

6.2 Je angefangene 400 m² öffentlicher Verkehrsfläche ist innerhalb der Verkehrsfläche mindestens ein hoch-
stämmiger Laubbaum (darunter fallen auch Obstbäume) zu pflanzen; hiervon sind die im Plan festgesetzten 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung ausgenommen. 

 

6.3 Bei allen im Bebauungsplan festgesetzten Gehölzpflanzungen sind ausschließlich standortgerechte heimi-
sche Gehölze sowie klimaresiliente Gehölzarten entsprechend der Listen aus Kapitel 3.2 des Umweltbe-
richts zu verwenden. 

 

B Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 84 Abs. 3 NBauO) 
1.1 Die Dachausbildung muss als Sattel-, Walm-, Krüppelwalm-, Zelt- oder gegenläufiges Pultdach (in der 

Höhe versetztes Satteldach) erfolgen. Die Dachneigung muss mindestens 25 Grad betragen. Garagen 
und Carports gem. § 12 BauNVO und Nebengebäude gem. § 14 BauNVO sowie bauliche Anlagen, die 
nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind, können auch mit Flachdach errichtet werden. 
Dachaufbauten (Gauben) und Dacheinschnitte (Loggien) sind nur bis zu 50 % der jeweiligen Traufenlän-
ge zulässig. Der Abstand vom Ortgang, Grat, First und Traufe muss mindestens 1,00 m betragen.  

 

1.2 Dacheindeckungen geneigter Dächer sind in den Farben grau-anthrazit, schwarz, rot oder rotbraun 
auszuführen. Hochglänzende Dacheindeckungen sind unzulässig; hiervon sind Solaranlagen 
ausgenommen.  

 

1.3 Bei Doppelhaushälften und Hausgruppen sind Sockel-, Trauf-, Firsthöhe und die Dachneigung gleich 
auszuführen, Dachaufbauten sind nur mit gleichem Material und in der gleichen Bauform zulässig, 
Fassaden und Dacheindeckungen müssen im Material und Farbton gleich sein.  

 

1.4 Einfriedungen sind nur in offener Ausführung als Gehölzhecke aus heimischen, standortgerechten und 
klimaresilienten Laub- oder Nadelgehölzen, als transparente Holzzäune, Stahlgitterzäune mit 
senkrechter Stäbung oder Drahtgeflechtzäune mit Hinterpflanzung durch Hecken / Sträucher 
zugelassen. Gabionen, Mauern und eine Verkleidung aus Kunststoffsystemen sind unzulässig. 
Einfriedungen mit Lärmschutzfunktion dürfen abweichend in geschlossener Ausführung aus Holz, 
Mauerwerk, Beton oder in der Form von Gabionen errichtet werden, sofern die von öffentlichen 
Verkehrsflächen aus sichtbaren Flächen der Einfriedung vollflächig durch eine Bepflanzung mit 
Gehölzen kaschiert wird.  

 

1.5 Im WA sind Einfriedungen im Vorgartenbereich (Bereich zwischen vorderer Bauflucht und 
nächstliegender öffentlicher Straßenverkehrsfläche) nur bis maximal 0,80 m über Straßenoberkante 
zulässig. Lebende Einfriedungen sind nötigenfalls rechtzeitig zurückzuschneiden.  

 

1.6 Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind gärtnerisch als Pflanz-/Grünfläche anzulegen und 
dauerhaft zu unterhalten. Ausgenommen hiervon sind notwendige Zufahrten, Zuwegungen, 
Entwässerungseinrichtungen und sonstige erforderliche Nebenanlagen. Schotter-, Splitt- oder 
Kiesflächen sind, sofern sie nicht der unmittelbaren Gebäudeerschließung oder als Fassaden-
Spritzschutzstreifen im Abtropfbereich der Dächer dienen, nicht zulässig. Kunstrasenflächen sind nicht 
zulässig.  

 

H I N W E I S E 
1. Außerkrafttreten bestehender Bebauungspläne: Mit Inkrafttreten des B-Plans Nr. 84.1 ver-

liert der rechtswirksame B-Plan Nr. 84 „Wohnpark südlich Suddendorfer Straße“ in den Be-
reichen, in denen er vom Bebauungsplan Nr. 84.1 überlagert wird, seine bisherige rechtliche 
Wirkung. Es gilt hier der Rechtssatz, dass die neuere Rechtsnorm die ältere Rechtsnorm er-
setzt (vgl. u.a. Urteil vom 10. August 1990 - BVerwG 4 C 3.90 - BVerwGE 85, 289). Ein ge-
sondertes Aufhebungsverfahren zum B-Plan Nr. 84 ist nicht geplant und auch nicht erforder-
lich. 

 

2. Bestandschutz: Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bebauungsplans rechtmäßig geneh-
migte Bestandsgebäude und Nutzungen genießen Bestandschutz - solange sie baulich nicht 
verändert werden und die genehmigte Nutzung nicht geändert bzw. endgültig aufgegeben 
wird - und müssen die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans nicht umsetzen. 

 

3. Lärmemissionen von der Kreisstraße 9: Von der Kreisstraße 9 (Ochtruper Straße) gehen 
Lärmemissionen aus. Für die neu geplanten Nutzungen können gegenüber dem Träger der 
Straßenbaulast keinerlei Entschädigungsansprüche hinsichtlich Immissionsschutz geltend 
gemacht werden. 

 

4. Hochwasservorsorge: Das Plangebiet liegt außerhalb gesetzlich festgesetzter Über-
schwemmungsgebiete und außerhalb von Hochwassergefahrengebieten.  
Laut den Hinweiskarten Starkregengefahren für Niedersachsen (Internet: Geoportal.de, Me-
nü „Klima und Wetter“, Thema „Starkregen“, „Land Niedersachsen, Hinweiskarte Starkre-
gengefahren“) könnte das Plangebiet bei einem extremen Starkregenereignis (100 mm/m² 
und Stunde) in einem zentralen Teilbereich um bis zu 50 bis 100 cm überflutet werden. Grö-
ßere Teilbereiche könnten 10 bis 50 cm hoch überflutet werden. Die Fließrichtung des ab-
fließenden Oberflächenwassers wäre dabei Richtung Osten zum randlich bestehenden Gra-
ben. Weitere Details hierzu sind den Hinweiskarten im Internet zu entnehmen. Die Karte der 
Starkregenereignisse stellt auch vorhandene Geländemulden und -senken dar, unabhängig 
von den vor Ort bestehenden Versickerungsbedingungen. Eine Überflutung ist bei Starkre-
gen möglich, es kann aber auch viele Jahrzehnte trocken bleiben. Ein Rechtsanspruch auf 
die umfassende und vollständige Darstellung sämtlicher möglicher Starkregenrisiken ent-
steht aus den Karten heraus ebenso wenig wie ein Rechtsanspruch auf bestimmte Vorsor-
ge-, Schutz- und Gefahrenabwehrmaßnahmen durch jeweilige Aufgabenträger (vgl.: Bun-
desamt für Kartographie und Geodäsie: „FAQ - Frequently asked questions Hinweiskarte 
Starkregengefahren (HWK_SRG) des BKG“, Stand: 24.09.2024, Ziffern 10 u. 15). 
Aus Gründen des vorsorgenden Hochwasserschutzes z. B bei Starkregenereignissen ist das 
Merkblatt DWA-M 553 „Hochwasserangepasstes Planen und Bauen“ grundsätzlich zu be-
achten. Dabei sind die gemäß DWA-M 553 vorgesehenen Strategien zur Risikominimierung 
„Ausweichen“, „Widerstehen“ und/oder „Anpassen“ entsprechend der Schutzwürdigkeit der 
jeweils geplanten baulichen Nutzung zu wählen bzw. zu kombinieren. Eine angemessene 
Hochwasservorsorge liegt dabei in der Verantwortung des jeweiligen Bauherrn.  

 

Stadt Bad Bentheim

Bebauungsplan Nr. 84.1
"Wohnpark südlich Suddendorfer Straße - Teil 2"

Stand: 07.04.2026 Gemarkung Bad Bentheim, Flur 10

mit örtlichen Bauvorschriften

N A C H R I C H T L I C H E     Ü B E R N A H M E N 
1. Archäologische Denkmalpflege, erforderliche Prospektionen vor baulichen Bodeneingriffen:  

Für den überwiegenden Teil des vorliegenden Plangebietes wurden im Jahr 2018 bereits archäologische 
Grabungsarbeiten durchgeführt. Der archäologisch untersuchte Bereich wurde daraufhin seitens der 
Denkmalschutzbehörde beim Landkreises Grafschaft Bentheim freigegeben. Lediglich der bereits über-
wiegend bebaute Bereich unmittelbar östlich der Ochtruper Straße wurde damals nicht untersucht. Bis 
auf den alten Resthof im Norden dieser Fläche steht dieser Bereich nicht im Eigentum der GEG. Mit er-
heblichen baulichen Veränderungen ist hier nicht zu rechnen. Dementsprechend wäre dort die Notwen-
digkeit für eine archäologischen Sondierung nicht gegeben. Der alte Resthof im Norden wurde von der 
GEG vollständig zurückgebaut. Dabei wurde dort auf der gesamten Fläche auch eine Bodensanierung 
durchgeführt. Bis auf die Feinsand-/Lehmebene ist dort kein gewachsener Boden mehr vorhanden.   
Aufgrund der vorstehend ausgeführten Sachlage muss, nach Stellungnahme der Denkmalschutzbehör-
de, innerhalb des Plangebietes nur noch der bislang noch nicht archäologisch untersuchte Bereich son-
diert werden. Die Sondierungsflächen sollen rechtzeitig mit dem Landesamt für Denkmalpflege und der 
unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Grafschaft Bentheim abgestimmt und die Prospektio-
nen sollen rechtzeitig vor den baubedingten Erdeingriffen durchgeführt werden.   
Sollten bei Bau- und Erdarbeiten Ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u. a. sein: Tonge-
fäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und Steinkon-
zentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht oder Denkmale der Erdgeschichte (hier: 
Überreste oder Spuren - z.B. Versteinerungen-, die Aufschluss über die Entwicklung tierischen oder 
pflanzlichen Lebens in vergangenen Erdperioden oder die Entwicklung der Erde geben) freigelegt wer-
den, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nieders. Denkmalschutzgesetzes meldepflichtig und müssen der 
zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpfle-
ge, Regionalreferat Oldenburg, Ofener Str. 15, 26121 Oldenburg, Tel. 0441/205766-15, eMail: nld-
referatb5@nld.niedersachsen.de, unverzüglich gemeldet werden.  
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen 
sind nach § 14 Abs. 2 des Nieders. Denkmalschutzgesetzes bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der 
Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmal-
schutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.  

 

2. Artenschutz: 
Der Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG ist grundsätzlich auf der Umsetzungsebene (der Realisierung 
der Bauvorhaben) sicherzustellen. Gegebenenfalls ist zu prüfen, ob Vermeidungs- oder Ausgleichsmaß-
nahmen erforderlich werden oder ob artenschutzrechtliche Ausnahmen gemäß § 45 BNatSchG bean-
tragt werden müssen. 

 

3. Verkehrssicherheit: Sichtwinkel sind oberhalb 0,80 m über Straßenoberkante von jeder Sichtbehinde-
rung dauernd freizuhalten (gem. § 31 Abs. 2 NStrG).  
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